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1 Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB)                                                                        am 07.07.2025 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB) am 24.07.2025 

Billigung des Bebauungsplanvorentwurfes und Beschluss über am 07.07.2025 
die öffentliche Auslegung (§ 3 (1) BauGB) 

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der  am 24.07.2025 

Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) vom 25.07.2025 bis 26.08.2025 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger vom 18.07.2025 bis 19.08.2025 
öffentlicher Belange (§ 4 (1) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Beschluss über am  
die öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom bis  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom bis  
öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB) am  

 

Ausfertigung: Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die schriftlichen Festsetzungen mit den 
hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Gemeinde Buggingen übereinstim-
men. 

Buggingen, den   

 Johannes Ackermann 
                                                                                                                            Bürgermeister 

 

Genehmigung durch das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald (§ 10 (2) BauGB) am  
 

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am  

Buggingen, den   

 Johannes Ackermann 
  Bürgermeister 
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2 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
189) geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist. 

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. 2010, 
357, 358, ber S. 416), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2025 (GBl. 2025 Nr. 25). 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000 
S. 581, ber. S. 698), letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert, § 37a neu gefasst und § 
140a aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025 Nr. 71). 

 

3 Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-11 BauNVO) 

SO Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 

mit der Zweckbestimmung „Agri-Photovoltaik“ für die multifunktionale Nutzung der Fläche zur land-
wirtschaftlichen Nutzung und zur Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie. 

Hinweis: Es sind die Planungsanforderungen einer Agri-PV Anlage zu beachten, die laut Punkt 5.2.3 
der DIN SPEC 91434:2021-05 eine landwirtschaftliche Hauptnutzung ermöglichen (max. 15 % Flä-
chenverbrauch). 

Im sonstigen Sondergebiet sind folgende Nutzungen zulässig: 

 einachsig nachgeführte Solarmodule in aufgeständerter Ausführung 

 Betriebs- und Versorgungsgebäude bzw. -anlagen, die unmittelbar der Zweckbestimmung 
des Sondergebiets dienen (z.B. Trafostationen, Übergabestationen, Wechselrichter) sowie 
Anlagen zur Umwandlung der erzeugten Energie  

 Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie  

 Anlagen zur Überwachung der Agri-Photovoltaikanlage (z.B. Kameramasten o.ä.)  

 Landwirtschaftliche Nutzung 

Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung 
sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsver-
trags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig.  

2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem Planeintrag Höchst-
werte. 
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2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und § 19 Abs. 2 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl ist mit 0,3 festgesetzt.  

Dies beinhaltet die Überschirmung der Fläche durch die Solarmodule bei vollständig waagerechter 
Ausrichtung/Stellung in senkrechter Projektion sowie die dazugehörigen baulichen Anlagen.  

Die tatsächliche Flächeninanspruchnahme und damit Herausnahme aus der landwirtschaftlichen 
Nutzung hat sich nach Punkt 5.2.3 der DIN SPEC 91434:2021-05 zu richten und beträgt maximal 
15 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 BauNVO) 

Die maximal zulässige Modulhöhe beträgt 5,50 m und ist vom natürlichen Gelände bis zum höchsten 
Punkt des Moduls bei maximal senkrechter Ausrichtung zu bemessen.  

Betriebs- und Versorgungsgebäude bzw. -anlagen, die unmittelbar der Zweckbestimmung des Son-
dergebiets dienen dürfen nicht höher als 3,30 m sein. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Spei-
cherung der elektrischen Energie, welche maximal 8,00 m hoch sein dürfen. 

Innerhalb des Schutzstreifens (Teilfläche 1) darf die max. zulässige Höhe baulicher Anlagen sowie 
die Modulhöhe 5,0 m nicht überschreiten. 

Für die Ermittlung der Höhe des natürlichen Geländes sind die in der Planzeichnung in Meter über 
NHN dargestellten Höhenangaben heranzuziehen. Die freien Räume zwischen den dargestellten 
Höhenangaben sind je nach Höhenunterschied gleichmäßig in +/ - Meter Höhenangaben einzutei-
len, sodass für die bauliche Anlage ein standortbezogener Bezugspunkt in Meter über NHN ermittelt 
werden kann.  

Bei Abweichungen zu den in der Planzeichnung festgelegten Höhenangaben, gelten die tatsächlich 
im Bestand vorhandenen und nachgewiesenen Höhen des natürlichen Geländes in Meter über NHN. 

3. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung durch die Baugrenze festgesetzt. 

Ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind die senkrecht projizierte Fläche 
bei vollständig waagerechter Ausrichtung/Stellung sämtlicher aufgeständerter und punktförmig ge-
gründeten Photovoltaikmodule sowie Betriebs- und Versorgungsgebäude bzw. -anlagen zulässig.  

Die Errichtung von Anlagen zur Speicherung/Umwandlung der erzeugten Energie ist ausschließlich 
auf einer Fläche von maximal 1.000 m² innerhalb der Baugrenze zulässig.   

Die Umzäunung und notwendige Erschließungswege dürfen auch außerhalb der Baugrenze errich-
tet werden. 

4. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB und 
Abs. 6 BauGB) 

Die zwischen der Fläche für Pflanzbindung 1 (PFB 1) und der Baugrenze bestehende Grundstücks-
fläche gilt als nicht überbaubarer Grundstücksstreifen (vgl. Vermeidungsmaßnahme 1). Auf dieser 
nicht überbaubaren Fläche werden PV-Anlage, Betriebs- und Versorgungsgebäude bzw. -anlagen 
nicht zugelassen. Landwirtschaftliche Nutzung und Wege sind zulässig. 

 



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BUGGINGEN „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ - Planungsrechtliche Festsetzungen  

7 

5.  Verkehrsflächen und Anschluss von Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB) 

Die öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Landwirtschaftlicher Weg“ ergibt sich 
aus der Darstellung in der Planzeichnung und ist entsprechend ihrer Zweckbestimmung anzulegen. 

6.  Oberirdische oder unterirdische Versorgungsanlagen und Versorgungsleitungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Ausnahmsweise können aus technischen, wirtschaftlichen oder bodenschutzfachlichen Gründen 
Leitungen auch oberirdisch verlegt werden.  

Freileitungen sind zu dulden. 

7.  Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Für die innerhalb des Geltungsbereichs verlaufenden unterirdischen Leitungen sind auf Grundstü-
cken Leitungsrechte festgesetzt. Nutzungen sowie Verlegungen der Leitungen und bauliche Anla-
gen innerhalb der mit Leitungsrecht bezeichneten Flächen sind nur nach Prüfung und Zustimmung 
der Leitungsbetreiber zulässig. 

Im technischen Schutzstreifen der 380-kV-Höchstspannungsfreileitung ist zwischen den Leiterseilen 
und Personen, Baugeräten, Gehölzen, Gegenständen und der Oberkante von Beleuchtungsmasten 
oder anderen Anlagen ein Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten. Dabei ist ein seitliches Aus-
schwingen der Leiterseile zu berücksichtigen. Antennen, Baucontainer, Blitzschutzanlagen, Fahnen-
maste, Gerüste, Kamine, Laternenmasten, Werbetafeln u.ä. dürfen im Schutzstreifen nicht bzw. nur 
in Abstimmung mit der TransnetBW aufgestellt werden.  

8. Beseitigung des Niederschlagswassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Gelände breitflächig über die belebte obere Bo-
denschicht zu versickern. 

9. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Die Flächen zwischen Solarmodulreihen sind landwirtschaftlich zu bewirtschaften.  

MAßNAHME 1 (M 1)  

Pflege der Solarmodule 

Bei Wartungs- und Reinigungsarbeiten der Module ist vollständig auf den Einsatz von wasserge-
fährdenden Substanzen zu verzichten.  

Artenschutz   

Zum Schutz geschützter Tiere sind die nachfolgenden Vermeidungsmaßnahmen durchzuführen, die 
detailliert in der angefügten speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung beschrieben sind. Folgende 
Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen von Tierarten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu vermeiden oder zu mindern.   
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Mauereidechse:  

Vermeidungsmaßnahme 1 (V1)  

Einrichtung eines ca. 20 m breiten Pufferstreifen mit Bauverbot (vgl. planungsrechtliche Festsetzung 
Nr. 4 „Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung“). 

Feldlerche:  

Vermeidungsmaßnahme 2 (V2)  

Bauarbeiten sind außerhalb der Brut- und Nestlingszeit der Art zwischen Mitte August und März oder 
vor Anfang April durchzuführen. Alternativ zur Bauzeitenbeschränkung ist die Durchführung von Ver-
grämungsmaßnahmen zulässig.  

10. Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Die im Bebauungsplan ausgewiesenen Maßnahmen der Grünordnung sind entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung als Grünflächen zu erhalten. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu er-
setzen. 

Sämtliche Nutzungen, die einer ungestörten Vegetationsentwicklung entgegenwirken, wie die An-
lage von Holzlagerplätzen, Ablagerung organischen Materials, das dauerhafte Abstellen von Gerä-
ten oder Maschinen etc. sind untersagt. 

PFLANZBINDUNG (PFB 1) 

Erhalt des Grünlandstreifens am südwestlichen Gebietsrand 

Der im Südwesten des Plangebiets bestehende Grünlandstreifen ist in seinem Bestand dauerhaft 
zu erhalten und zu bewirtschaften. 

11. Rückbauverpflichtung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Wenn die innerhalb des Sondergebiets zulässigen Nutzungen nach Fertigstellung und Inbetrieb-
nahme in einem Zeitraum von mehr als 12 Monate nicht mehr betrieben werden, sind diese spätes-
tens bis zum Ablauf der nächsten 12 Monate vollständig zurückzubauen. Sämtliche baulichen Kon-
struktionsteile sind zu entfernen. Der Zeitpunkt der Außerbetriebnahme ist der Kommune anzuzei-
gen. 

Nach dem Rückbau sind die Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung wieder zuzuführen und der 
ursprüngliche Zustand der Fläche ist wiederherzustellen.  

 

 

Aufgestellt: Ausgefertigt: 

Balingen, den  Buggingen, den  

 

 

i.V. Tristan Laubenstein  Johannes Ackermann 

Büroleitung             Bürgermeister  
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4 Hinweise 

Es wird darauf hingewiesen, dass alle im Nachfolgenden genannten kostenpflichtig bestellbaren o-
der im Internet nicht verfügbaren DIN-Normen, Bestimmungen und Arbeitsblätter auf Nachfrage bei 
der Gemeindeverwaltung eingesehen werden können. 

1. Grundwasserschutz und Hochwassergefahr 

In der aktuellen Fassung der Hochwassergefahrenkarten ist der Bereich des geplanten Agri-Solar-
parks beim HQextrem teilweise von Überflutungen mit einer Wassertiefe von bis zu ca. 0,4 m be-
troffen. Demnach handelt es sich bei dem Plangebiet um ein Risikogebiet außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten (i.d.R. Flächenausdehnung HQextrem der HWGK) im Sinne des § 78b Ab-
satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Aufgrund § 78 b Abs. 1 Ziffer 2 WHG ist für die ge-
planten Anlagen eine hochwassersichere Bauweise vorzusehen.  

Es wird empfohlen, kritische Infrastruktur wie Trafohäuschen und dgl. außerhalb der prognostizierten 
Überschwemmungsbereich zu platzieren. Die Ergebnisse der Starkregengefahrenkarten der Ge-
meinde Buggingen sind bei der Planung zu berücksichtigen.  

Der Standort befindet sich im Einflussgebiet der Hochwasserschutzmaßnahmen für die Neubaustre-
cke / Tieflage 3./4. Gleis der DB.  

Mit Umsetzung der sich derzeit im wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren befindlichen Hoch-
wasserschutzmaßnahmen wird das Gebiet dann später als hochwasserfrei gelten. 

Es sind sämtliche Handlungen zu unterlassen, die das Grundwasser nachteilig verändern könnten. 
Das Grundwasser ist sowohl während des Bauens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor 
jeder Verunreinigung zu schützen.  

Eine nachteilige Beeinflussung des Grundwassers durch Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(u.a. während der Bauphase, im Brandfall oder auch bei Reinigungsarbeiten) muss beim Bau und 
Betrieb der Anlage grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverzüglich der 
Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Breisgau-Hochschwarzwald anzuzeigen. 

Aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen 
nicht zugestimmt werden.  

Transformatoren und Batteriespeicher sind entsprechend den Vorgaben der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) aufzustellen und zu betreiben.  

2. Bodenschutz 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der nicht zum Zwecke des Ausgleichs anderen Orts einge-
bracht wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 
Der durch das Bauvorhaben anfallende Oberboden ist auf dem Grundstück wieder zu verwenden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens zur 
Sicherstellung der sachgerechten Durchführung der Bauarbeiten gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ein 
Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorha-
ben“ vorzulegen ist. Die Inhalte sollen den Vorgaben nach DIN 19639, Seite 21, Tabelle 3 entspre-
chen: 

- Vorhabenbeschreibung / Planungsvorgaben 

- Bodenbezogene Datenerfassung / Bewertung 
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- Auswirkungen / Beeinträchtigungen 

- Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

- Bodenschutzplan 

- Vermittlung von Informationen 

- Dokumentation 

- Rekultivierungsmaßnahmen 

Der Beginn der Bauarbeiten ist der Unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 

3. Geotechnik und Rohstoffgeologie 

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären Lockergesteinseinheiten „Auenlehm" (teil-
weise), "Hochflutlehm" (teilweise) und "Neuenburg-Formation" vor. Darüber hinaus ist die Festge-
steinseinheit „Tertiär" im Untergrund zu erwarten. Zudem liegt das Plangebiet innerhalb eines aus-
gewiesenen Rohstoffvorkommens von quartärzeitlichen Kiesen und Sanden (Vorkommen L 8110-
13, Bearbeitungsstand 2016). Auf die Ausführungen und Vorkommensbeschreibungen im LGRB-
Geodatendienst (LGRB-Kartenviewer, LGRB-Nachrichten 07/2016 und 04/2018) wird verwiesen.  

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rech-
nen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen 
führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet im Bereich des Grubenfeldes des 
ehemaligen Kalibergwerkes Buggingen liegt. Der Standort ist direkt unterbaut und befindet sich da-
mit im Einflussbereich von Kalisalzabbauen.  

Die Kaliabbaue führen mit ihren Überzugswirkungen zu Senkungen an der Tagesoberfläche. Dort 
bildet sich eine großräumige, flache Senkungsmulde aus. Nach heutigen Erkenntnissen wird sich 
der Senkungsprozess mittelfristig (bis ca. 2100) weiterhin langsam und mit geringen, für die Bebau-
ung der Tagesoberfläche ungefährlichen Bewegungen fortsetzen. Daher sind negative bergbauliche 
Auswirkungen auf das Bebauungsplangebiet weder derzeit noch zukünftig zu erwarten. Die Entwick-
lung dieser Senkungsmulde wird durch Überwachungsmessungen entsprechend behördlicher Vor-
gaben in fünfjährigen Abständen beobachtet.  

Nähere Auskünfte zu den bergbaubedingten Einflüssen auf die Tagesoberfläche erteilt die K+S Mi-
nerals and Agriculture GmbH, Einheit Inaktive Werke, Schacht 3, 31162 Bad Salzdetfurth. 

4.  Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde (Landesamt für 
Denkmalpflege, Tel.  0761 2187 0) oder der Gemeinde Buggingen anzuzeigen. Archäologische 
Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 
DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
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zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

5.  Versorgungsleitungen 

5.1 380 kV-Freileitung Transnet BW 

1. Einwirkungen und Maßnahmen, die den Bestand oder Betrieb der Leitung beeinträchtigen 
oder gefährden, dürfen nicht vorgenommen werden.  

2. Geländeveränderungen im technischen Schutzstreifen der Leitungsanlage sind nur in Ab-
stimmung mit der TransnetBW GmbH zulässig. 

3. Der Einsatz von Baugeräten (z. B. das Aufstellen eines Baukranes) im Bereich der Leitung 
ist nur eingeschränkt möglich. Eine Freischaltung der Stromkreise ist wegen der hohen Aus-
lastung der Stromnetze grundsätzlich nicht möglich.  

4. Nicht alle elektronischen Geräte sind für den störungsfreien Betrieb in der Nähe einer Höchst-
spannungsfreileitung geeignet. Eine Haftung des Leitungsbetreibers für Funktionsstörungen 
ist ausgeschlossen.  

5. Im technischen Schutzstreifen der Höchstspannungsfreileitung ist darauf zu achten, dass mit 
Personen, Baugeräten oder anderen Gegenständen stets ein Schutzabstand von mindes-
tens 5 m zu den Leiterseilen eingehalten wird. Dabei ist ein seitliches Ausschwingen der 
Leiterseile zu berücksichtigen (vgl. planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 7 „Leitungs-
rechte“). 

6. Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben. Darüber hinaus 
muss sichergestellt sein, dass eine Zufahrt zu den Maststandorten auch mit Lastkraftwagen 
möglich ist. (Bemessungsfahrzeug = 3-achsiges Müllfahrzeug) 

7. Die Zuwegungen zu den Maststandorten müssen erhalten bleiben. 

8. Entlang der Leitungen ist jeweils eine Durchfahrtsschneise mit einer Breite von mindestens 
4,0 m freizuhalten. 

9. Die PV-Module müssen den Erfordernissen der DIN 4102 „Brandverhalten von Baustoffen 
und Bauteilen“, Teil 7 entsprechen. 

10. Um elektrische Aufladungen zu vermeiden, ist die Photovoltaikanlage in einen umfassenden 
Potentialausgleich entsprechend DIN VDE 0100 Teil 410/540 und DIN VDE 0185 (vgl. auch 
ENV 61024-1) einzubeziehen. Anfallende Kosten für notwendig werdende Schutzmaßnah-
men gehen zu Lasten des Grundstückseigentümers bzw. des Bauherrn.  

11. Die Normen zur Beeinflussung von Telekommunikationsanlagen (Reihe DIN VDE 0845-6-) 
bzw. von Rohrleitungen (DIN EN 50443) durch Starkstrom- bzw. Hochspannungsanlagen 
sowie die einschlägigen Technischen Empfehlungen der Schiedsstelle für Beeinflussungs-
fragen sind zu beachten (http://www.sfb-emv.de/sfb_doks.html). 

12. In einem Radius von 20 m um die Außenkanten der Masten dürfen keine Erdungsanlagen 
oder Leitungsanlagen ohne gesonderten Schutz gegen Beeinflussung durch die Höchst-
spannungsfreileitungsanlage angelegt oder installiert werden, alle stromführenden Teile in 
diesem Bereich müssen extra geschützt werden. 

13. Um Sekundärunfälle zu vermeiden, ist im Bereich der Höchstspannungsfreileitung darauf zu 
achten, dass sämtliche metallische Bauteile wie Geländer, Metallzäune und Fertigungsmittel 
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(Kran, Steiger, LKW) o.ä. ausreichend geerdet sein müssen, um eine elektromagnetische 
Aufladung zu verhindern. 

14. Bei entsprechender Witterung kann es im Bereich der Leiterseile zum Eisabwurf kommen. 
Auch ist nicht auszuschließen, dass es zu Verschmutzung durch Vogelkot unter den Seilen 
bzw. im Mastbereich kommen kann. Eine Haftung des Leitungsbetreibers für Schäden ist 
ausgeschlossen. 

15. Es ist mit Abschattungen durch die Leitungen und die Maste zu rechnen.  

16. Für Mindererträge bei der Menge des erzeugten Stromes, die auf eine Beschattung zurück-
zuführen wäre, haftet die TransnetBW GmbH nicht.  

17. Von den Betriebsstellen genehmigte Abschaltungen können netz- oder störungsbedingt 
kurzfristig wieder abgesagt werden. Daraus entstehende Kosten werden nicht von der Trans-
netBW GmbH übernommen. 

18. Die Lagerung und Verarbeitung leicht brennbarer Stoffe im Schutzstreifen der Leitungsan-
lage, auch während der Bauzeit, ist nicht oder nur mit Zustimmung der TransnetBW zulässig.   

19. Im Bereich von Höchstspannungsfreileitungen können im Nahbereich Auswirkungen durch 
elektromagnetische Felder auftreten. Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass u. a. bei 
elektronischen Geräten Störungen durch die magnetischen 50-Hz-Felder von Höchstspan-
nungsfreileitungen auftreten können. Die TransnetBW haftet nicht für den Ausfall oder die 
fehlerhafte Funktion von Geräten.  

5.2 Bestehende 110-kV-Bahnstromleitung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes verläuft zum Teil die planfestgestellte 110-kV-
Bahnstromleitung der DB Energie GmbH (16,7 Hz). Die Leitung verfügt über einen Annäherungsbe-
reich von 60 m (je 30 m beiderseits der Trassenachse). Maßgebend sind die in der Örtlichkeit tat-
sächlich vorhandenen Abstände bzw. Höhen. Die endgültigen Bauausführungspläne sind rechtzeitig 
bei der DB Energie GmbH zur Prüfung und Zustimmung (vorgeschriebene Sicherheitsabstände) 
einzureichen. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass bei dem Bauvorhaben Arbeitsgeräte wie 
Kran, Autokran, Bagger etc. nur bedingt zum Einsatz kommen können. Eine Prüfung und eine Frei-
gabe durch die DB Energie ist erforderlich. Die zur Prüfung eingereichten Unterlagen sollten einen 
Lageplan, EOK Höhen und Höhen der Arbeitsgeräte beinhalten. Die Höhenangaben zur Oberkante 
der Bauwerke und Höhen der Arbeitsgeräte sind darin auf Meter über NN zu beziehen. Der Abstand 
der Bauwerke zur Leitungsachse ist anzugeben. 

Kranstandorte dürfen nur so gewählt werden, dass der Kran zu keinem Zeitpunkt in die Bahnstrom-
leitung fallen kann. Ein Überschwenken der Bahnstromleitung mit dem Kranausleger sowie allen An- 
und Aufbauten des Krans darf zu keinem Zeitpunkt stattfinden. Eine Annäherung des Krans oder 
Teile des Krans um mehr als 3 m an die Bahnstromleitung inkl. Mast ist untersagt.  

Im Rahmen der Planung von Beleuchtungs-, Lärmschutz- und Beregnungsanlagen ist die Einwilli-
gung der DB Energie einzuholen. Ebenso dürfen Aufschüttungen, Abtragungen oder sonstige Maß-
nahmen, die das Erdniveau erhöhen, innerhalb des Schutzstreifens nur mit Zustimmung der DB 
Energie GmbH vorgenommen werden. Die im Erdreich befindlichen Erdungsbänder (Bandeisen) 
dürfen nicht beschädigt werden. Dies gilt auch für die Dauer von Baumaßnahmen. Bei gewerblichen 
PV-Anlagen im Annäherungsbereich der Bahnstromleitungen ist ein abgestimmtes Brandschutzkon-
zept der Anlage vorzulegen. 
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6.  Agri-Photovoltaikanlagen – Anforderungen an die landwirtschaftliche Hauptnutzung  

Es ist die Errichtung einer Agri-PV-Anlage zulässig, für welche die Inhalte der DIN SPEC 
91434:2021-05 für die Planung und den Betrieb von Agri-Photovoltaikanlagen heranzuziehen sind. 
Maßgeblich für den vorliegenden Bebauungsplan ist dabei Punkt 5.2.3 der besagten Norm. 

Dabei sind folgende Aspekte zu berücksichtigen (Aufzählung nicht abschießend): 

 Die Größe und Höhe der Anlagen sollten an die Art der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
Fläche angepasst sein. 

 Bei beweglichen Konstruktionselementen ist die niedrigste Unterkante im Zustand mit maximaler 
lichter Höhe bei waagerechter Position zu messen. 

 Bei der Anlagenplanung muss das Lichtraumprofil beachtet werden, sodass die Bewirtschaftung 
durch Arbeitskräfte oder Maschinen gefahrenlos möglich ist. 

 Die Ausrichtung und Abstände zwischen den Modulreihen sind nicht festgelegt. Diese müssen 
allerdings entsprechend der Lichtverfügbarkeit und -homogenität geplant und ausgerichtet wer-
den. 

 Die Abstände der Modulreihen sollten so gewählt werden, dass der techno-ökologische Syner-
gieeffekt durch Beschattung und die Lichthomogenität möglichst hoch ist und negative Auswir-
kungen auf das Pflanzenwachstum vermieden werden. 

 Einer mechanischen Beschädigung der Hauptertragsstruktur der Agri-Photovoltaikanlage durch 
Landmaschinen sollte vorgebeugt werden. Dazu kann zum Beispiel ein Rammschutz um die 
Pfosten angebracht werden. Dieser sollte jedoch unabhängig von den Pfosten im Boden befes-
tigt werden. 

 Niederschlagswasser / Wasserverfügbarkeit: 

o Eine homogene Niederschlagswasserverteilung muss sichergestellt sein. 

o Bodenerosion: Um eine Erosion oder Verschlämmung auf Grund von Wasserabtropfkanten 
durch die Anlagenkonstruktion zu minimieren, sind geeignete Auffangeinrichtungen, Regen-
wasserverteiler oder ähnliche Konstruktionen zu verwenden. 

 Bodenschutz bei Agri-Photovoltaikanlagen (Agri-PV spezifische Anforderungen bei der Installa-
tion): 

o Die Erdverlegung von Kabeln muss mit einer Mindesttiefe nach DIN VDE 0100- 520 (VDE 
0100-520) erfolgen, sodass diese sicher vor dem Pflug und anderen Landmaschinen sind. 

o Beim Auf- und Rückbau der Anlage sollte es nicht zu einer Verschlechterung des Bodens 
durch Verdichtung kommen. Es darf nicht zu einer Einschränkung der Nutzung durch Rück-
stände des Agri-Photovoltaik-Systems kommen. Es wird empfohlen, bei Auf- und Rückbau 
der Anlage spezielle Reifen oder Maschinen und/oder mobile Fahrstraßen zu verwenden, 
welche die Bodenverdichtung vermindern. 

o Aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung ist besonders auf den Schutz vor auslaufenden 
Betriebsstoffen zu achten. 

7.  Angrenzende landwirtschaftliche Flächen  

Hinsichtlich der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen wird um einen schonenden Umgang mit 
landwirtschaftlichen Nutzflächen vor Ort gebeten. Störungen der wirtschaftlichen Tätigkeiten ansäs-
siger und angrenzender Landbewirtschafter und versehentliche Aufschüttung, bzw. Lagerungen von 
Erdaushub auf den bewirtschafteten landwirtschaftlichen Flächen vor Ort sind unbedingt zu vermei-
den.  
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Darüber hinaus sind die Abstandsregeln in Bezug auf Aufschüttungen, Pflanzungen und anderen 
möglichen Bebauungen im Sinne des Nachbarrechts einzuhalten, damit die Landwirte vor Ort ohne 
Einschränkungen Ihrer Tätigkeit auf angrenzenden Nutzflächen nachgehen können; dies impliziert 
auch mögliche Verschattungen oder Einträge von Fremdmaterial (insbesondere in der Erntezeit). 
Dies sollte sowohl während als auch nach dem Bauprojekt stets gewährleistet sein. 

Zudem sind die von angrenzenden Landwirten zur Bewirtschaftung Ihrer Flächen benötigten Wirt-
schaftswege stets freizuhalten. Für den Fall, dass diese Wirtschaftswege im Rahmen der Projek-
tumsetzung kurzfristig blockiert werden müssten, muss eine Absprache mit den entsprechenden 
Landwirten, bevor die Maßnahme durchgeführt wird, erfolgen. In dieser Absprache ist der genaue 
Zeitrahmen für die vorübergehende Inanspruchnahme des Wirtschaftsweges zu klären und dann 
auch einzuhalten, damit der Landwirt Planungssicherheit hat. Die Verfügbarkeit der Wirtschaftswege 
für den Landwirt sollte stets Vorrang haben, insbesondere in der Erntezeit. 

Durch das geplante Vorhaben dürfen sich keine Bewirtschaftungseinschränkungen für die angren-
zenden landwirtschaftlichen Flächen ergeben.  

Es kann keine Schadensersatzforderung gegenüber den Landwirten aufgrund Staubs, Spritzmittel 
oder Ähnlichem auf den Solarmodulen gestellt werden, die auch bei Bewirtschaftung der umliegen-
den und internen Landwirtschaftsflächen nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis nicht 
auszuschließen sind. 

Wenn durch die Baumaßnahmen Teile des Beregnungssystems beschädigt oder verlegt werden 
müssen, ist die Funktionsfähigkeit des Beregnungsnetzes während der Baumaßnahme und danach 
sicher zu stellen. Mögliche Schäden und Systemumlegungen sind zu ersetzen.  
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5 Pflanzliste 

Auswahl geeigneter Gehölze (nicht abschließend) 

Zu den geeigneten Baum- und Straucharten für die Eingrünung des Sondergebietes zählen die nachfolgend 

angeführten Gehölze. 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 

Corylus avellana Haselnuss   

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn   

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen   

Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster   

Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche   

Rhamnus cathartica Kreuzdorn 

Rosa canina Hunds-Rose 

Rosa rubiginosa Wein-Rose 

Salix caprea Sal-Weide 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa Traubenholunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball 

 

Erstellt nach der Liste Gebietsheimischer Gehölze in Baden-Württemberg, LfU 2002  
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Sondergebiet „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ 

 

6 Örtliche Bauvorschriften § 74 LBO BW 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

Planungsstand: Entwurf 

zur Beteiligung der Öffentlichkeit sowie zur Anhörung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB) 

Fassung:  21. Oktober 2025
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1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Solarmodule 

Solarmodule sind ausschließlich aus reflektionsarmen Materialien herzustellen.  

1.2 Ständerwerk 

Die Solarmodule sind in Ständerbauweise im Rammverfahren zu errichten.  

2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Nicht bewegliche und nicht beleuchtete Werbe- und Informationstafeln, die im räumlichen und funk-
tionalen Zusammenhang mit der Zweckbestimmung des Sondergebietes stehen, sind zulässig.  

3. Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

3.1. Oberflächenbefestigung 

Für die Herstellung von Zuwegungen, die der Wartung und Pflege der PV-Anlage dienen, sind aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge oder wasserrückhaltende Materialien zu verwenden. 

Generell sind Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß zu reduzieren. 

3.2  Einfriedungen 

Lebende Einfriedungen wie Hecken und tote Einfriedungen wie Zäune sind zulässig. Die Höhe der 
toten Einfriedungen darf maximal 2,00 m betragen. Zum Boden ist mit Zäunen ein Abstand von 
mindestens 0,15 m im Mittel einzuhalten. 

Stacheldraht sowie geschlossene bauliche Einfriedungen sind nicht zulässig. 

3.3  Beleuchtung 

Außenbeleuchtung ist nicht zulässig.  
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